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Vorwort 

Die Öffentlichkeit der Verwaltung in Deutschland ist im Wandel begriffen: An die 
Stelle des "Prinzips der beschränkten Aktenöffentlichkeit" , nach dem ein Zugang zu 
öffentlichen Informationen nur unter bestimmten Voraussetzungen gewährleistet 
wird, tritt immer mehr der Grundsatz allgemeiner Informationszugangsfreiheit. So 
ist zur Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie der EG in der Bundesrepublik 
Deutschland das Umweltinformationsgesetz in Kraft getreten; Brandenburg, Berlin, 
Schleswig-Holstein und jüngst auch Nordrhein-Westfalen haben allgemeine Zu-
gangsrechte zu öffentlichen Informationen gesetzlich verankert; der Bundestag hat 
ein Verbraucherinformationsgesetz beschlossen, das Bundesinnenministerium den 
Entwurf eines allgemeinen Informationsfreiheitsgesetzes vorgestellt. 

In der Rechtswissenschaft ist diese politische Entwicklung vorbereitet und be-
gleitet worden. Unter anderem ist auf Empfehlung des Deutschen Juristentages von 
1998 und mit Unterstützung der Fritz Thyssen-Stiftung und des Stifterverbands für 
die Deutsche Wissenschaft eine wissenschaftliche Arbeitsgruppe gebildet worden, 
die mit der Erarbeitung eines Informationsgesetzbuchs (1GB) befasst ist. In diesem 
1GB sollen sämtliche informationsrechtlich relevanten öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften zusammengefasst werden. Ein erster Teil dieses 1GB, der sich mit dem 
freien Zugang zu Informationen in der öffentlichen Verwaltung befasst, ist bereits 
veröffentlicht worden. I 

Um einen Zwischenstand dieser Entwicklung der Verwaltungsöffentlichkeit in 
Deutschland festzuhalten, hat das Forschungszentrum Technikrecht am 5. Juli 2002 
in der Humboldt-Universität zu Berlin eine wissenschaftliche Tagung veranstaltet, 
auf der die unterschiedlichen Konzeptionen, vor allem aber auch die verschiedenen 
Funktionen der Zugangsfreiheit zu öffentlichen Informationen beleuchtet wurden. 
Ziel der Tagung war es, die ersten praktischen Erfahrungen der neuen Gesetze sowie 
die unterschiedlichen theoretischen Regelungsmodelle für weitere Informations-
freiheitsgesetze, insbesondere für ein allgemeines Bundesinformationsfreiheitsge-
setz, nutzbar zu machen. 

Die Verknüpfung politischer Zielvorstellungen mit juristischen Fragestellungen 
kam insbesondere in der Auswahl der Referenten zum Ausdruck. Aus der Sicht der 
politischen Entscheidungsträger referierten Frau Künast, Bundesministerin für Ver-

I Friedrich Schach/Michael Kloepfer, unter Mitwirkung von Hansjürgen Garstka, Infonna-
tionsfreiheitsgesetz (IFG-ProfE). Entwurf eines Infonnationsfreiheitsgesetzes für die Bundes-
republik Deutschland (Beiträge zum Infonnationsrecht; BIR I). Berlin 2002. V gl. den Text des 
Gesetzesentwurfs im Anhang. 
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braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, Herr Schapper, Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern, und Frau Birthler, Bundesbeauftragte für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes. Über praktische Probleme informierten insbe-
sondere Herr Dr. Redelfs, Greenpeace Deutschland, sowie Herr Rohde-Liebenau, 
Transparancy International. Die rechts wissenschaftlichen Aspekte grundsätzlicher 
Art beleuchteten insbesondere die Beiträge von Herm Prof Dr. Schoch, Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg, und von mir, sowie in rechtsvergleichender Hinsicht die 
Beiträge von Herm Prof Dr. Garstka, Berliner Beauftragter für Datenschutz und In-
formationsfreiheit, und Herrn Prof Dr. Duschanek, Wirtschaftsuniversität Wien. 
Bei der Dokumentation der Beiträge in diesem Tagungsband wurde der Vortragsstil 
zum Teil beibehalten. 

Bei der Gestaltung, Organisation und Durchführung der Tagung hat mein Habili-
tand, Herr Dr. Matthias Rossi, wertvolle Hilfe geleistet. Unterstützt wurde er von 
meinem studentischen Mitarbeiter, Herrn Philipp Fischer, der auch das Manuskript 
dieses Tagungsbandes umsichtig betreut und sorgfältig für die Drucklegung vorbe-
reitet hat. Beiden danke ich sehr herzlich. Der Fritz Thyssen Stiftung, dem Stifter-
verband für die deutsche Wissenschaft und dem Verlag Duncker & Humblot gebührt 
besonderer Dank für die großzügige Unterstützung der Tagung. 

Berlin, im September 2002 Michael Kloepfer 


